Positionspapier der Stadt Brake zur Sicherung des 

Wirtschafts- und Energiestandortes Wesermarsch    

Die Standards und die Sicherheit der Energieversorgung zählen heute zu den wichtigsten Standortfaktoren für die produzierende Wirtschaft. In der Wesermarsch und besonders an den Industriestandorten entlang der Weser gibt es moderne und leistungsstarke Unternehmen mit starker Exportorientierung, die trotz modernster Technik  / Technologie sehr energieintensiv sind.  Im weltweiten Wettbewerb sind diese Unternehmen auf preiswerte Energie und deren sicheren Bezug angewiesen, siehe z.B. Hafenwirtschaft, Industrie- und Gewerbe (auch zukünftige) in Brake.

Die Unterweserregion  muss daher folgende Standortfaktoren einfordern:

· Energie muss langfristig planbar zu wettbewerbsfähigen Preisen, umweltschonend und sicher zur Verfügung stehen.  Auch der ausländische Energiebezug muss über verlässliche Partner und gesicherte Verbundnetze abgewickelt werden. 

· Nach Auffassung des Rates der Stadt Brake können diese Anforderungen nur durch einen ausgewogenen Mix  aller  Energieträger sichergestellt werden. Die Grundlastversorgung kann nach dem derzeitigen Stand der Technik nur durch einen Mix aus konventioneller Energie dargestellt werden. Dabei spielt der mittelfristige weitere Einsatz der Kernenergie aufgrund der günstigen Produktionskosten und der CO2-Belastungsvorteile zunächst noch eine unverzichtbare Rolle.

· Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist zu fördern. Besonders im Unterweserraum führt die Entwicklung der Offshore Windenergie zu einer Verbesserung der Wirtschaftskraft und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

· Der Rat der Stadt Brake erwartet von Bund, Ländern und Energieunter-nehmen Finanzmittel für Forschung und Entwicklung von alternativen Energieträgern bereit zu stellen. Hierbei sind die Energieversorgungs-unternehmen in einer besonderen Pflicht. Aus diesem Grunde müssen 50%, der aus Kernkraft erzielten Gewinne, den Verbrauchern und der Forschung zufließen.

Der Rat der Stadt Brake befürwortet die Ausbaupläne für erneuerbare Energien   und eine befristete Verschiebung des vereinbarten Ausstiegstermins für das Kernkraftwerk Unterweser in Kleinensiel (2012), verbunden mit der Verpflichtung für den Betreiber, die notwendigen  Investitionen nach neuestem technischen Sicherheitsstandard zeitnah umzusetzen. Ferner ist die Endlagerung zwischen der Bundesregierung und den Energieunternehmen verbindlich zu vereinbaren.

Hierzu bedarf es  einer modifizierten Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Stromerzeugern,  um u.a. auch wettbewerbsgerechte Bezugspreise für Wirtschaft und private Verbraucher zu garantieren. 

Weiterhin fordert der Rat der Stadt Brake beide Vertragsparteien dazu auf,  im Hinblick auf  den endgültigen Ausstieg aus der Kernenergie  Vorkehrungen für Ersatzinvestitionen und für die Schaffung neuer Arbeitsplätze in der Wesermarsch zu schaffen.   
